
Stand: 30.7.2026 

Niederschrift über die Belehrung  
vor Anerkennung der Vaterschaft  
bei in Betracht kommendem sog. 
„aufenthaltsrechtlichen Gefälle“ 
 
 

Die Urkundsperson belehrte 

Herrn _______________________________________________, geb. _______________, 

Frau _______________________________________________, geb. _______________, 

 

vor Anerkennung der Vaterschaft und Zustimmung zur Anerkennung zu dem 

Kind  _______________________________________________, geb. _______________, 

wie folgt: 

Bei ausländischer Staatsangehörigkeit einer oder mehrerer beteiligten Personen kann 
die Wirksamkeit der Anerkennung und der Zustimmung der Mutter von der Zustimmung 
der Ausländerbehörde abhängen, wenn ein sog. „aufenthaltsrechtliches Gefälle“ 
vorliegt (§ 1598 BGB, §§ 85a ff. AufenthG). Das Standesamt prüft, ob die erforderliche 
Zustimmung vorliegt oder noch notwendig ist. Ist eine Zustimmung erforderlich, ist ein 
Antrag auf Erteilung der Zustimmung bei der örtlich zuständigen Ausländerbehörde 
gemeinsam vom Anerkennenden und der Mutter zu stellen. 

 

Ein „aufenthaltsrechtliches Gefälle“ liegt vor, wenn ein:e der Beteiligten ein sog. 
gefestigtes Aufenthaltsrecht oder die deutsche Staatsangehörigkeit hat und die 
andere Person eine „ungesicherte“ Form des Aufenthalts (§ 85a Abs. 1 AufenthG). 

 

Ein gefestigtes Aufenthaltsrecht ist gegeben bei: 

 Staatsangehörigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates, soweit der 
Unionsbürger nach § 2 FreizügigkeitsG/EU freizügigkeitsberechtigt ist 

 Staatsangehörigkeit eines Staats des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), 
soweit der bzw. die EWR-Staatsbürger:in entsprechend § 2 iVm § 12 
FreizügigkeitsG/EU freizügigkeitsberechtigt ist 

 Aufenthaltserlaubnis als Staatsangehörige:r der Schweiz oder dessen/deren 
Familienangehörige:r 

 Daueraufenthaltsrecht für Familienangehörige von Unionsbürger:innen 
 Daueraufenthaltsrecht für Familienangehörige von EWR-Staaten 
 unbefristetem Aufenthaltsrecht (Niederlassungserlaubnis nach allen in 

Betracht kommenden Vorschriften) 



Seite 2 / 4 www.dijuf.de 

 Daueraufenthaltserlaubnis-EU nach § 9a AufenthG 
 Aufenthaltsrecht nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei 
 Aufenthaltsrecht nach § 16 des Freizügigkeitsgesetzes/EU nach dem 

Austrittsabkommen EU-Vereinigtes Königreich. 

 

Eine „ungesicherte“ Form des Aufenthalts liegt vor bei: 

 Aufenthaltsgestattung nach § 55 Abs. 1 AsylG 
 bestehender Ausreisepflicht, es sei denn, es liegt eine Beschäftigungsduldung 

nach § 60d AufenthG vor 
 vorliegendem Schengen-Visum oder 
 fehlendem Aufenthaltstitel oder lediglich vorliegendem Schengen-Visum, 

dann kein Einreiserecht oder Aufenthaltsrecht nach Anh. II der VO (EU) 
2018/1806 oder nach § 41 Abs. 1 und 2 AufenthV 

 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob die Zustimmung nach § 85a AufenthG 
erforderlich ist, ist grundsätzlich die Beurkundung der letzten zivilrechtlich 
erforderlichen Erklärung (Anerkennung, Zustimmung der Mutter und ggf. des Kindes 
und ggf. deren gesetzlicher Vertreter). 

Auch wenn die Anerkennung der Vaterschaft ausländischem Abstammungsrecht 
unterliegt, kann die Zustimmung erforderlich sein (§ 85a Abs. 1 S. 2 AufenthG). 

 

Trotz in Betracht kommendem „aufenthaltsrechtlichen Gefälle“ ist die 
Zustimmung der Ausländerbehörde in manchen Fällen entbehrlich und das 
Standesamt trägt den Vater auch ohne diese in die Geburtsurkunde ein.  

In folgenden Fällen muss kein Antrag bei der Ausländerbehörde gestellt werden 
(§ 44b PStG): 

 wenn der Anerkennende oder die Mutter ein Gutachten nach § 17 GenDG beim 
Standesamt vorlegen, wonach der Anerkennende der biologische Vater des 
Kindes oder eines anderen Kindes der Mutter ist, oder 

 wenn das Standesamt feststellt,  
‒ dass Anerkennender und Mutter bereits als Eltern eines anderen Kindes 

in ein deutsches Geburtenregister eingetragen sind, 
‒ im Zeitpunkt der öffentlichen Beurkundung der Anerkenntniserklärung 

die Ehe zwischen dem Anerkennenden und der Mutter in einem 
deutschen Eheregister eingetragen ist oder 

‒ im Zeitpunkt der Beurkundung der Anerkenntniserklärung der 
Anerkennende und die Mutter seit mind. 14 Monaten (§ 85a Abs. 2 
AufenthG) in einem deutschen Melderegister mit gemeinsamem 
Wohnsitz geführt werden und sie eidesstattlich erklären, dass sie seit 
mind. 14 Monaten im gemeinsamen Haushalt zusammenleben. 
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Das Abstammungsgutachten muss die Voraussetzungen nach § 17 GenG 
erfüllen: 

 Das ausführende Labor muss nach DIN EN ISO/IEC 17025 akkreditiert sein.  
 Die Probenentnahme (meist mittels Mundschleimhautabstrich) muss 

zwingend durch neutrale Zeug:innen, eine:n Arzt, eine qualifizierte Apotheke 
oder durch das Gesundheitsamt erfolgen und zwar beim Anerkennenden, der 
Mutter und dem Kind.  

 Bei allen beteiligten Personen ist eine Identitätsprüfung durch den/die 
Sachverständige:n vorzunehmen. Diese erfolgt idR durch eine Niederschrift mit 
Prüfung des Personalausweises sowie aktuellen Fotos und Fingerabdrücken 
aller Beteiligten.  

 Die Proben dürfen nicht eigenständig zu Hause entnommen werden. 

Hier sind entsprechende Labore auffindbar:  

DAkkS_akkreditierte_Labore_zwecks_Abstammungsgutachten,  

wie folgt ist vorzugehen:  

 Suchbegriff: Abstammung  Standort: Deutschland  Bundesländer auswählen 
 Urkundenstatus: aktiv  Suche starten 

 

Die örtliche Zuständigkeit der Ausländerbehörde richtet sich nach § 85c Abs. 4 
AufenthG wie folgt: 

Vorbehaltlich abweichender landesrechtlicher Regelungen ist die Ausländerbehörde 
örtlich zuständig, in deren Bezirk die Person mit dem schwächeren Aufenthaltsstatus 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Liegt dieser nicht im Inland, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des bzw. der im Inland lebenden anderen Beteiligten. 

Hat keine:r der Beteiligten zum Zeitpunkt des Antrags auf Zustimmung den 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, ist die deutsche Auslandsvertretung für die 
Entscheidung über den Antrag örtlich zuständig, die für die beteiligte Person mit dem 
schwächeren Aufenthaltsstatus örtlich zuständig ist. 

 

Der Antrag auf Zustimmung bei der Ausländerbehörde muss von Mutter und 
Vater gemeinsam gestellt werden. Eine Frist hierfür existiert nicht. Er sollte 
zumindest folgende Daten enthalten: 

Namen, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort der Mutter und des Anerkennenden 
des Kindes, Angaben zur betroffenen Urkunde (Behörde, Datum, Urkunden-Nr.), ggf. 
Daten von älteren gemeinsamen Kindern. 

  

http://www.dakks.de/de/akkreditierte-stellen-suche.html
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Ich bestätige hiermit, wie vorstehend belehrt worden zu sein und eine Ausfertigung 
der Niederschrift erhalten zu haben. 

______________________________________________, den ________________________ 
Ort      Datum 

 

____________________________________ ____________________________________ 
Unterschrift des Vaters    Unterschrift des/der Dolmetscher:in 

 

____________________________________ ____________________________________ 
Unterschrift der Mutter    Unterschrift des/der Dolmetscher:in 

 

Die Aushändigung der og Niederschrift und die eigenhändigen Unterschriften 
werden bestätigt. 

______________________________________________, den ________________________ 
Ort      Datum 

 

__________________________________________________________________________ 
Unterschrift der Urkundsperson 


